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Amt Creuzburg, den 02.04.2026 

Stellungnahme der Stadt Amt Creuzburg zur Fortschreibung des Abfallwirt-
schaftsplans Thüringen 2026 - Öffentliches Beteiligungsverfahren 

Sehr geehrter Damen und Herren, 

die Stadt Amt Creuzburg nimmt gemäß § 33 Abs. 2 ThürAbfG im Rahmen des Beteiligungs-

verfahrens zur Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplans Thüringen 2026 (AWP 2026) Stel-

lung. Die Stadt begrüßt die Fortschreibung als wesentliches Planungsinstrument zur Umset-

zung der Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), insbesondere der §§ 6–8 

KrWG (Abfallhierarchie, Abfallvermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recyc-

ling). 

Als Kommune des ländlichen Raums mit einer heterogenen Siedlungsstruktur weist Amt 

Creuzburg darauf hin, dass die praktische Umsetzung der im AWP 2026 formulierten Ziele 

nur unter Berücksichtigung der spezifischen Rahmenbedingungen kleiner Kommunen realis-

tisch möglich ist. 

Rechtliche Würdigung und Einordnung 

Europarechtliche Vorgaben 

Die Stadt erkennt die Verpflichtungen aus der EU-Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG, zuletzt 

geändert durch Richtlinie (EU) 2018/851, an. Insbesondere die dort festgelegten Recycling-

quoten sowie die Vorgaben zur getrennten Sammlung (Art. 11 und Art. 22) bilden den ver-

bindlichen Rahmen für die Landes- und Kommunalplanung. 

Bundesrechtliche Vorgaben (KrWG) 

Der AWP 2026 setzt zentrale Vorgaben des KrWG um, insbesondere: 

 § 6 KrWG – Abfallhierarchie 

 § 7 KrWG – Grundpflichten der Abfallbeseitigung 

 § 8 KrWG – Vorrang der Verwertung 

 § 9 KrWG – Getrennte Sammlung von Abfällen 

 § 20 KrWG – Abfallwirtschaftsplanung der Länder 



Die Stadt weist darauf hin, dass § 20 Abs. 2 KrWG ausdrücklich verlangt, dass Abfallwirt-

schaftspläne „die bestehenden und geplanten Maßnahmen zur Abfallvermeidung, Verwer-

tung und Beseitigung“ unter Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten darstellen. Aus 

Sicht der Stadt ist diese regionale Differenzierung im AWP 2026 noch nicht ausreichend aus-

geprägt. 

Landesrechtliche Vorgaben (ThürAbfG) 

Nach § 3 ThürAbfG sind die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger verpflichtet, eine ord-

nungsgemäße, schadlose und möglichst hochwertige Verwertung sicherzustellen. Die Stadt 

weist darauf hin, dass die Umsetzung dieser Verpflichtung im ländlichen Raum mit strukturel-

len Mehrbelastungen verbunden ist, die im AWP 2026 stärker berücksichtigt werden müs-

sen. 

Fachliche Bewertung der Planinhalte 

Getrennte Sammlung gemäß § 9 KrWG 

Die Stadt unterstützt die im AWP 2026 vorgesehene Optimierung der getrennten Sammlung. 

Jedoch ist festzustellen, dass die Umsetzung der getrennten Bioabfallerfassung gemäß § 11 

Abs. 1 KrWG in ländlichen Gebieten durch folgende Faktoren erschwert wird: 

 hoher Anteil privater Eigenkompostierung, 

 große Entfernungen zwischen Siedlungsbereichen, 

 geringe Anschlussdichte, 

 saisonale Spitzen im Grüngutbereich. 

Die Stadt regt an, im AWP 2026 klarzustellen, dass Kommunen mit hoher Eigenkompostie-

rungsquote gemäß § 11 Abs. 2 KrWG Ausnahmeregelungen anwenden können. 

Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft (§§ 6–8 KrWG) 

Die Stadt begrüßt die im AWP 2026 formulierten Maßnahmen zur Abfallvermeidung und 

Wiederverwendung. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Umsetzung dieser Maß-

nahmen ohne zusätzliche finanzielle und organisatorische Unterstützung des Landes kaum 

realisierbar ist. 

Entsorgungsinfrastruktur (§ 20 KrWG, § 3 ThürAbfG) 

Die Stadt weist darauf hin, dass die wohnortnahe Erreichbarkeit von Wertstoffhöfen ein we-

sentlicher Faktor für die Einhaltung der Entsorgungspflichten ist. Eine weitere Zentralisierung 

der Infrastruktur würde die Erfüllung der kommunalen Pflichten gemäß § 3 ThürAbfG er-

schweren und könnte zu einem Anstieg illegaler Ablagerungen führen. 

Gebührenrechtliche Auswirkungen (§ 9 ThürAbfG) 

Die Stadt sieht die Gefahr erheblicher Gebührensteigerungen, insbesondere durch: 

 steigende Anforderungen an Sortierqualität, 

 zusätzliche Dokumentationspflichten, 

 notwendige Investitionen in Sammel- und Fahrzeugtechnik, 

 steigende Transportkosten. 



Gemäß § 9 Abs. 1 ThürAbfG sind die Kommunen verpflichtet, kostendeckende Gebühren zu 

erheben. Die Stadt fordert daher, dass das Land Thüringen Ausgleichsmechanismen oder 

Förderprogramme bereitstellt, um unverhältnismäßige Gebührensteigerungen zu vermeiden. 

Klimaschutz und Ressourceneffizienz 

Die Stadt unterstützt die im AWP 2026 verankerten Klimaschutzziele, insbesondere im Hin-

blick auf: 

 Reduktion von Treibhausgasemissionen, 

 Förderung regionaler Stoffkreisläufe, 

 Stärkung der stofflichen Verwertung. 

Die Stadt regt an, dass das Land Kommunen gemäß § 45 KrWG (Öffentlichkeitsarbeit) stär-

ker bei Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen unterstützt, um Fehlwürfe zu redu-

zieren und die Sammelqualität zu verbessern. 

Beteiligung der Kommunen 

Die Stadt Amt Creuzburg betont die Notwendigkeit einer frühzeitigen und kontinuierlichen 

Einbindung der Kommunen gemäß § 20 Abs. 3 KrWG. Dies betrifft insbesondere: 

 Änderungen der Sammelsysteme, 

 regionale Infrastrukturplanungen, 

 Einführung neuer technischer Standards, 

 Gebührenrelevante Maßnahmen. 

Eine enge Abstimmung ist erforderlich, um Planungssicherheit zu gewährleisten und Doppel-

strukturen zu vermeiden. 

 

Geplante Erweiterung der Deponie Mihla-Buchenau 

Als Standortgemeinde der Deponie Mihla-Buchenau besitzt die Stadt ein schutzwürdiges Be-

teiligungsrecht, insbesondere hinsichtlich 

 kommunaler Planungshoheit (Art. 28 Abs. 2 GG), 

 Schutzpflichten des Landes gegenüber der Bevölkerung, 

 Auswirkungen auf Umwelt, Infrastruktur und kommunale Entwicklung. 

Bewertung der aktuellen Situation 

Die Stadt stellt fest, dass die DK-I-Deponie Mihla-Buchenau mit einer ursprünglichen Kapazi-

tät von 450.000 m³ nahezu vollständig verfüllt ist und sich seit April 2024 im Stilllegungsver-

fahren befindet. Die Restkapazität von lediglich 1.427 m³ (Stand 2023) bestätigt die im Plan 

dargestellte Dringlichkeit einer langfristigen Entsorgungslösung. 

Die Deponie erfüllt darüber hinaus eine landesweit bedeutsame Funktion für die Entsorgung 

gefährlicher Abfälle, was ihre überregionale Relevanz unterstreicht. 

 

 



Bewertung der geplanten DK-II-Erweiterung 

Die Stadt Amt Creuzburg erkennt an, dass die seit 2018 vorbereitete Erweiterung um 

DK-II-Abschnitte mit einer geplanten Kapazität von 1,5–2 Mio. m³ ein zentraler Baustein der 

Entsorgungssicherheit der Planungsregion Südwest ist. 

Die im Plan genannte frühestmögliche Inbetriebnahme ab 2028 führt jedoch zu einer mehr-

jährigen Versorgungslücke, die aus Sicht der Stadt rechtlich und planerisch unzureichend 

adressiert wird. 

Gemäß § 30 Abs. 1 KrWG ist das Land verpflichtet, eine ordnungsgemäße und schadlose 

Abfallbeseitigung sicherzustellen. Die Stadt erwartet daher, dass das TLUBN im Abfallwirt-

schaftsplan konkrete Maßnahmen zur Überbrückung der Übergangsphase benennt. 

Rechtlich begründete Forderungen der Stadt Amt Creuzburg 

Frühzeitige und vollumfängliche Beteiligung der Standortgemeinde 

Gemäß § 4 Abs. 1 ThürVwVfG sowie den Beteiligungsrechten nach Art. 28 Abs. 2 GG fordert 

die Stadt: 

 eine verbindliche Zusicherung der frühzeitigen Einbindung in alle Verfahrensschritte, 

 transparente Offenlegung aller umweltrelevanten Unterlagen, 

 regelmäßige Abstimmungsgespräche mit TLUBN und AZV. 

Umwelt- und Gesundheitsschutz nach § 15 KrWG 

Die Stadt erwartet, dass die Planfeststellungsbehörde sicherstellt: 

 höchste Standards beim Grundwasserschutz, 

 umfassende Emissions- und Sickerwasserüberwachung, 

 ein belastbares Monitoringkonzept für die gesamte Betriebsdauer und Nachsorge-

phase. 

Verkehrliche Auswirkungen und Schutz der Bevölkerung 

Nach § 50 BImSchG sind schutzbedürftige Nutzungen vor erheblichen Belastungen zu be-

wahren. Die Stadt fordert daher: 

 eine detaillierte Verkehrsprognose, 

 Maßnahmen zur Minimierung des Lkw-Durchgangsverkehrs in den Ortslagen, 

 Prüfung alternativer Erschließungsvarianten. 

Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen 

Als Standortgemeinde trägt Amt Creuzburg erhebliche Lasten. Gemäß dem Lasten-Nut-

zen-Prinzip sowie den Grundsätzen der kommunalen Daseinsvorsorge fordert die Stadt: 

 angemessene finanzielle und infrastrukturelle Ausgleichsmaßnahmen, 

 Unterstützung bei kommunalen Entwicklungsprojekten, 

 Beteiligung an regionalen Wertschöpfungseffekten. 

 



Schlussbemerkung 

Die Stadt Amt Creuzburg unterstützt die im Abfallwirtschaftsplan dargestellte Notwendigkeit 

der Erweiterung der Deponie Mihla-Buchenau grundsätzlich. Gleichzeitig macht sie geltend, 

dass ihre Rechte als Standortgemeinde umfassend zu berücksichtigen sind und dass das 

Land Thüringen seiner gesetzlichen Verantwortung zur Sicherstellung der Entsorgungssi-

cherheit nachkommen muss. 

Die Stadt erwartet, dass ihre vorgebrachten Punkte im weiteren Verfahren berücksichtigt und 

in der finalen Fassung des Abfallwirtschaftsplans nachvollziehbar eingearbeitet werden. 

 

 

 

 

 

 

Rainer Lämmerhirt 

>Bürgermeister, Amt Creuzburg< 


